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Nr 16 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages 

(1. Session der 14. Gesetzgebungsperiode) 

 

Antrag 

 

der Abg. Ing. Mag. Meisl, Mag. Rogatsch, Dr. Schnell und Schwaighofer zur Änderung des 

Landes-Verfassungsgesetzes 1999, des Landtags-Geschäftsordnungsgesetzes und des Bezü-

gegesetzes 1998 betreffend die Abschaffung der Funktion des Dritten Präsidenten und zur Än-

derung des Landtags-Geschäftsordnungsgesetzes betreffend die Zusammensetzung der Aus-

schüsse des Landtages in der 14. Gesetzgebungsperiode und das Recht zur Einbringung 

dringlicher Anträge und Anfragen 

 

 

Die zwei in der Landesregierung vertretenen Parteien haben im Rahmen der Verhandlungen 

zur Bildung einer neuen Landesregierung darin Übereinstimmung gefunden, dass es in der 

heutigen Zeit mit ihren modernen Verkehrs- und Kommunikationsmitteln zur Erhaltung der 

Funktionsfähigkeit des Landtages keiner zwei Präsidenten-Stellvertreter mehr bedarf und mit 

einem Präsidenten-Stellvertreter das Auslangen gefunden werden kann. Sie sind daher auch 

als Zeichen ihres ernsthaften Sparwillens übereingekommen, dass es die Funktion eines Drit-

ten Präsidenten des Salzburger Landtages zukünftig nicht mehr geben soll. 

In den am 20. April 2009 im Rahmen des Landtages geführten Parteienverhandlungen aller im 

Landtag vertretenen Parteien wurde ein allgemeiner Konsens, also unter Einschluss der Land-

tagsparteien Die Freiheitlichen und Die Grünen, über die Abschaffung der Funktion des Dritten 

Präsidenten erzielt. 

 

Das beantragte beigeschlossene Gesetz zur Änderung des Landes-Verfassungsgesetzes 

1999, des Landtags-Geschäftsordnungsgesetzes und des Bezügegesetzes 1998 dient in erster 

Linie der Umsetzung dieses politischen Willens. 

 

Zwischen den im Salzburger Landtag vertretenen Parteien besteht weiters Einvernehmen dar-

über, der Partei der Grünen für die Dauer der neuen (14.) Gesetzgebungsperiode des Landta-

ges ein volles Mitwirkungsrecht in den Sitzungen der Landtagsausschüsse einzuräumen. Dazu 

ist es notwendig, einen auf der selben Stufe wie das Landtags-Geschäftsordnungsgesetz ste-

henden Beschluss als Gesetz zu fassen, der die Vorgabe des § 20 Abs 1 GO-LT vorüberge-

hend modifiziert. Nach dem Grundsatz der Verhältniswahl ergebe sich nämlich bei einer Man-

datsverteilung im Plenum von 15 SPÖ, 14 ÖVP, 5 FPÖ und 2 Grüne eine Zusammensetzung 

der Ausschüsse von 5 SPÖ, 4 ÖVP und 1 FPÖ bei 10 Ausschussmitgliedern, von 6 SPÖ, 5 

ÖVP und 2 FPÖ bei 13 Ausschussmitgliedern oder von 7 SPÖ, 7 ÖVP, 2 FPÖ und 1 Grüne bei 

17 Ausschussmitgliedern. 
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Davon abweichend sollen sich die Ausschüsse bei insgesamt 10 Mitgliedern aus 4 Mitgliedern 

der SPÖ, 4 Mitgliedern der ÖVP, 1 Mitglied der FPÖ und 1 Mitglied der Grünen zusammenset-

zen. Diese Mitgliedschaft vermittelt den Grünen das Stimmrecht in den Ausschüssen zusätzlich 

zum Teilnahmerecht, Rederecht und Antragsrecht, das den Grünen Abgeordneten bzw beim 

Rede- und Antragsrecht nur einem von beiden auch bei unveränderter Rechtslage gemäß den 

§§ 46 Abs 2, 50 Abs 2 zweiter Satz und 51 Abs 2 zweiter Satz zugekommen wäre. 

 

Die gesetzlich festgelegte Größe der Ausschüsse und ihre von § 20 Abs 1 GO-LT abweichende 

Zusammensetzung gelten für die Dauer der 14. Gesetzgebungsperiode. Das rückwirkende 

Inkrafttreten mit 22. April 2009 (1. Zusammentreten des Landtages) ermöglicht die Wahl der 

Ausschussmitglieder in der vorgesehenen Zusammensetzung, die Wahl wird dadurch nach-

träglich saniert. Die bereits erfolgte Wahl der zehn Ausschussmitglieder bleibt aufrecht und 

muss nicht wiederholt werden. 

 

Schließlich werde zwischen den Landtagsparteien vereinbart, die Instrumente des dringlichen 

Antrags und der dringlichen Anfrage (§§ 60 Abs 4 und 78) auch einer Landtagspartei mit nur 

zwei Mitgliedern (ohne Klubstatus) zu öffnen. 

 

Zu einzelnen neuen Bestimmungen wird bemerkt:  

 

Zu Art 17 L-VG und § 10 GO-LT: 

 

Die Bestimmung des Art 17 L-VG ist gestrafft und neu systematisiert. (Fünf statt sieben Absät-

ze. Der bisherige Abs 6 ist in den Abs 2 integriert. Die bisherigen Abs 3 und 5 sind zusammen-

gefasst. Die Bestimmung betreffend die Schriftführerbestellung ist an das Ende (Abs 5) ge-

stellt.) Inhaltliche Änderungen ergeben sich daraus nicht.  

Eine (verfassungs-)gesetzliche Vorgabe über die Zusammensetzung des Landtagsvorstandes 

aus Vertretern der Landtagsparteien erübrigt sich im Hinblick auf das System der freien Regie-

rungsbildung nach der Verfassungsreform des Jahres 1998.  

Im § 10 GO-LT genügt eine Verweisung auf Bestimmungen des § 9, nämlich auf die vorausge-

hend zu führenden Parteienverhandlungen (Abs 1 zweiter Satz), auf die mündlich zu erstatten-

den Wahlvorschläge (Abs 2) und die nochmals zu führenden Parteienverhandlungen, wenn im 

ersten Wahlgang keine unbedingte Stimmenmehrheit erzielt werden konnte.  

 

Zu § 13 Abs 2 GO-LT: 

 

Der Zeitpunkt, bis zu dem der Vorstand des (alten) Landtages im Amt bleibt, wird auf die Eröff-

nung der ersten Sitzung des neu gewählten Landtages durch den Altersvorsitzenden oder die 

Altersvorsitzende präzisiert.  
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Zu § 42 Abs 6 GO-LT: 

 

Der Ausschluss der Durchführung einer engeren Wahl für das Amt des Präsidenten-

Stellvertreters in einem allfälligen notwendigen dritten (usw) Wahlgang ist nicht gerechtfertigt, 

zumal auch der Präsident in einem solchen Wahlgang nur mehr durch Stichwahl zwischen den 

Kandidaten mit den meisten Stimmen im vorherigen Wahlgang zu küren ist.  

 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen sohin den  

 

Antrag,  

 

der Salzburger Landtag wolle beschließen: 

 

1. Das beiliegende Gesetz wird zum Beschluss erhoben. 

 

2. Der Gesetzesantrag wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur Beratung, 

Berichterstattung und Antragstellung zugewiesen. 

 

 

Salzburg, am 4. Mai 2009 

 

Ing. Mag. Meisl eh 

 

Mag. Rogatsch eh 

Dr. Schnell eh Schwaighofer eh 

 



 

 4 

Gesetz 

 

vom ................................................ , mit dem das Salzburger Landes-Verfassungsgesetz 1999, 

das Landtags-Geschäftsordnungsgesetz und das Salzburger Bezügegesetz 1998 geändert 

werden 

 

 

Der Salzburger Landtag hat beschlossen: 

 

Artikel I 

 

(Verfassungsbestimmung) 

 

Das Landes-Verfassungsgesetz 1999, LGBl Nr 25, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 

63/2008, wird geändert wie folgt: 

 

1. Art 17 lautet:  

„Artikel 17  

 

(1) Der Präsident des Landtages und der Präsidenten-Stellvertreter (Zweiter Präsident) bilden 

den Vorstand des Landtages. Sie sind aus der Mitte der Mitglieder des Landtages von diesen 

zu wählen. Die Ämter des Präsidenten und des Präsidenten-Stellvertreters sind mit der Mit-

gliedschaft in der Landesregierung unvereinbar. Ihre Amtsdauer fällt mit der Gesetzgebungspe-

riode zusammen. 

 

(2) Für die Wahl des Präsidenten und des Präsidenten-Stellvertreters ist die Anwesenheit we-

nigstens der Hälfte der Mitglieder des Landtages und die unbedingte Mehrheit der abgegebe-

nen Stimmen erforderlich. Die näheren Bestimmungen für den Wahlvorgang werden in der Ge-

schäftsordnung des Landtages getroffen. 

 

(3) Der Präsident besorgt allein mit Hilfe der Landtagsdirektion die Geschäfte des Vorstandes, 

ausgenommen die Leitung der Verhandlungen des Landtages und die Schriftführung. Der Prä-

sidenten-Stellvertreter ist zur Vertretung des Präsidenten im Fall dessen Verhinderung und zur 

Unterstützung des Präsidenten in der Leitung der Verhandlungen des Landtages berufen. 

 

(4) Im Fall der Verhinderung des Präsidenten und des Präsidenten-Stellvertreters besorgt auf 

die Dauer der Verhinderung das an Jahren älteste, in dessen Verhinderung das nächstälteste 

der übrigen, der Landesregierung nicht angehörigen Mitglieder des Landtages die Geschäfte 

des Vorstandes. 
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(5) Als Schriftführer werden aus den übrigen Mitgliedern des Landtages die beiden an Jahren 

jüngsten, verschiedenen Parteien angehörenden Mitglieder vom Präsidenten des Landtages 

bestellt. 

 

2. Im Art 57 wird angefügt: 

„(12) Art 17 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr ...../....... tritt mit 22. April 2009 in Kraft.“ 

 

Artikel II 

 

Das Landtags-Geschäftordnungsgesetz, LGBl Nr 26/1999, zuletzt geändert durch das Gesetz 

LGBl Nr 38/2008, wird geändert wie folgt: 

 

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Änderungen vorgenommen:  

 

1.1. Die den § 10 betreffende Zeile lautet: 

„§ 10 Wahl des Präsidenten-Stellvertreters“ 

 

1.2. Die den § 16 betreffende Zeile lautet: 

„§ 16 Aufgaben des Präsidenten-Stellvertreters“ 

 

2. § 10 lautet:  

„Wahl des Präsidenten-Stellvertreters 

 

§ 10 

 

Nach der Wahl des Präsidenten wird der Präsidenten-Stellvertreter (Zweiter Präsident) ge-

wählt. § 9 Abs 1 zweiter Satz, Abs 2 und 3 findet Anwendung.“  

 

3. § 11 Abs 1 lautet: 

„(1) Nach der Wahl des Präsidenten-Stellvertreters wählt der Landtag aus dem Kreis seiner 

Mitglieder mit Ausnahme des Präsidenten und des Präsidenten-Stellvertreters sowie der Mit-

glieder der Landesregierung mit einfacher Mehrheit drei Ordner.“ 

 

4. Im § 12 Abs 1 wird die Wortfolge „mit Ausnahme der Präsidenten-Stellvertreter“ durch die 

Wortfolge „mit Ausnahme des Präsidenten-Stellvertreters“ ersetzt.  
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5. § 13 lautet:  

 

„Vorstand des Landtages 

 

§ 13 

 

(1) Der Präsident und der Zweite Präsident bilden den Vorstand des Landtages. 

 

(2) Der Vorstand des Landtages bleibt in allen Fällen im Amt, bis im neugewählten Landtag der 

Altersvorsitzende seine Funktion gemäß § 6 Abs 2 übernommen hat. 

 

(3) Im Fall der Verhinderung des Präsidenten und des Präsidenten-Stellvertreters besorgt auf 

die Dauer der Verhinderung das an Jahren älteste, in dessen Verhinderung das nächstälteste 

der übrigen, der Landesregierung nicht angehörenden Mitglieder des Landtages die Geschäfte 

des Vorstandes. 

 

(4) Der Vorstand des Landtages genehmigt auf Vorschlag des Präsidenten die Ausgaben für 

den Landtag innerhalb des festgesetzten Landesvoranschlages. Er kann auf Vorschlag des 

Präsidenten dem Landtagsdirektor die Unterzeichnung von Zahlungsaufträgen in einem gleich-

zeitig zu bestimmenden Umfang übertragen.“ 

 

6. Im § 14 werden folgende Änderungen vorgenommen:  

 

6.1. Im Abs 3 lautet der letzte Satz: „Der Präsidenten-Stellvertreter hat das Recht auf Einsicht-

nahme in alle Geschäftsstücke des Landtages.“ 

 

6.2. Im Abs 6 werden im zweiten Satz die Worte „einem Präsidenten-Stellvertreter“ durch die 

Worte „dem Präsidenten-Stellvertreter“ ersetzt.  

 

7. § 16 lautet:  

 

„Aufgaben des Präsidenten-Stellvertreters 

 

§ 16 

 

Der Präsidenten-Stellvertreter ist bei Verhinderung des Präsidenten zu dessen Vertretung und 

zur Unterstützung des Präsidenten in der Leitung der Verhandlungen des Landtages berufen. 

Im Fall der Vertretung des Präsidenten tritt der Präsidenten-Stellvertreter vollkommen in die 
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Rechte und Pflichten des Präsidenten ein. Das Gleiche gilt auch in den Fällen, in denen der 

Präsidenten-Stellvertreter den Vorsitz in den Verhandlungen des Landtages führt.“ 

 

8. Im § 17 Abs 1 lautet der erste Satz: „Der Präsident, der Präsidenten-Stellvertreter, die Vor-

sitzenden der Landtagsklubs und die Fraktionsvorsitzenden bilden unter dem Vorsitz des Prä-

sidenten die Präsidialkonferenz.“ 

 

9. Im § 24 Abs 1 werden die Worte „der Präsidenten-Stellvertreter“ durch die Worte „des Präsi-

denten-Stellvertreters“ ersetzt.  

 

10. Im § 42 Abs 6 lautet der erste Satz: „Wenn auch beim zweiten Wahlgang keine unbedingte 

Mehrheit für einen Wahlvorschlag erzielt wird, findet, ausgenommen bei der Wahl der Landes-

regierung, eine engere Wahl statt.“ 

 

11. (Verfassungsbestimmung) Im § 58 Abs 1 wird angefügt: „Der Landeshauptmann ist weiters 

befugt, wenn im Gesetzesbeschluss kein bestimmtes Datum für dessen Inkrafttreten enthalten 

ist, bei der Kundmachung das Inkrafttretensdatum kalendermäßig zu bestimmen.“ 

 

12. Im § 60 lautet der Abs 4:  

„(4) Von jeder Landtagspartei, der mindestens zwei Mitglieder des Landtages angehören, kann 

die Dringlichkeit der Behandlung eines Antrages, der von ihr angehörenden Mitgliedern des 

Landtages gestellt wird, je Sitzung des Landtages begehrt werden. Im Antrag ist die Dringlich-

keit kurz zu begründen. Der Antrag hat jedenfalls die eigenhändige Unterschrift des Vorsitzen-

den des Landtagsklubs oder bei Landtagsparteien mit zwei Mitgliedern des Fraktionsvorsitzen-

den oder des jeweiligen Stellvertreters zu enthalten. Darüber hinaus kann die Dringlichkeit der 

Behandlung von Anträgen nur von allen Landtagsparteien gemeinsam begehrt werden.“ 

 

13. Im § 78 werden folgende Änderungen vorgenommen:  

 

13.1. Im Abs 1 lauten der erste bis vierte Satz: „Von jeder Landtagspartei, der mindestens zwei 

Mitglieder des Landtages angehören, kann die dringliche Beantwortung einer Anfrage je Sit-

zung des Landtages begehrt werden. Die Anfrage darf bis zu fünf Unterfragen, die in Zusam-

menhang zu stehen haben, enthalten. In der Anfrage ist die Dringlichkeit kurz zu begründen. 

Die Anfrage hat jedenfalls die eigenhändige Unterschrift des Vorsitzenden des Landtagsklubs 

oder bei Landtagsparteien mit zwei Mitgliedern des Fraktionsvorsitzenden oder des jeweiligen 

Stellvertreters zu enthalten.“ 
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13.2. Abs 3 lautet:  

„(3) Ist in mehreren Anfragen jeweils deren dringliche Beantwortung begehrt, so hat der Präsi-

dent die Reihenfolge ihrer Verlesung von Sitzung zu Sitzung entsprechend der Größe der 

Landtagsparteien in der Weise zu wechseln, dass jeweils die Anfrage einer anderen Landtags-

partei als erste, zweite usw behandelt wird.“ 

 

13.3. Im Abs 5 wird die Wortfolge „Für jeden Landtagsklub“ durch die Wortfolge „Von jeder 

Landtagspartei“ ersetzt. 

 

14. Im § 94 wird angefügt: 

„(4) In der Fassung des Gesetzes LGBl Nr …./2009 treten in Kraft:  

1.  die §§ 10, 11 Abs 1, 12 Abs 1, 13, 14 Abs 3 und 6, 16, 17 Abs 1, 24 Abs 1 und 42 Abs 6 mit 

22. April 2009; 

2. die §§ 58 Abs 1, 60 Abs 4 und 78 Abs 1, 3 und 5 mit dem auf die Kundmachung dieses Ge-

setzes folgenden Tag.“ 

 

15. § 95 lautet:  

 

„Größe und Zusammensetzung der Ausschüsse in der 

14. Gesetzgebungsperiode 

 

§ 95 

 

(1) Die nach § 20 Abs 1 vom Landtag zu wählenden Ausschüsse bestehen aus zehn Mitglie-

dern, die sich auf die im Landtag vertretenen Parteien wie folgt verteilen: 

Sozialdemokratische Partei Österreichs (SPÖ) 4 

Österreichische Volkspartei (ÖVP) 4 

Die Freiheitlichen (FPÖ) 1 

Die Grünen 1. 

 

(2) Abs 1 tritt mit 22. April 2009 in Kraft und mit Ende der 14. Gesetzgebungsperiode des Salz-

burger Landtages außer Kraft.“ 
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Artikel III 

 

Das Salzburger Bezügegesetz 1998, LGBl Nr Nr 3, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl 

Nr 38/2008, wird geändert wie folgt:  

 

1. Im § 4 Abs 1 entfällt die Z 3. 

 

2. Im § 18 wird angefügt:  

„(7) § 4 Abs 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr   /2009 tritt mit 22. April 2009 in Kraft.“ 

 


